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1. Mit verbesserten Regierungsmethoden die Zukunft Europas gestalten: Zwei Reform​prozesse - ein Ziel
1.1 
Nach einer breit angelegten und strukturierten Debatte hat die Kommission am 25. Juli 2001 das Weißbuch "Europäisches Regieren" vorgelegt. Sie brachte damit eines jener bedeutenden Reformvorhaben auf den Weg, die Kommissionspräsident Romano Prodi bereits Anfang 2000 angekündigt hatte. Tiefgreifende Neugestaltung der Europäischen Union, Verein​fachung und Verbesserung der politischen Entscheidungsfindung und der Arbeitsweisen der europäischen Institutionen – das sind die Ziele dieser Reform und so soll die Europäische Union besser verstanden und den Bürgern in einer offeneren, kohärenteren und transparenteren Weise näher gebracht werden. 

1.2 
Der Ausschuss begrüßt diese Initiative insbesondere wegen der derzeitigen wirt​schaftlichen und politischen Lage, die bei vielen Bürgern der Union Ungewissheiten hervorruft, sowie mit Blick auf die Debatte über die Vertiefung der Europäischen Union und ihre Erweiterung. Wertvolle Zeit ginge verloren, würde die Kommission mit der Verbesserung ihrer Arbeitsstrukturen und -methoden bis zum Abschluss der Regierungskonferenz Anfang 2004 warten. Nun laufen die beiden Reformprozesse - die Neuausrichtung der Zukunft der Europäischen Union und die Debatte um transparenteres und effizienteres Regierungshandeln nebeneinander. 

1.3 
Der Europäische Gipfel zu Laeken hat am 14./15. Dezember 2001 Zusammensetzung und Agenda des Konvents zur Vorbereitung der kommenden Regierungskonferenz beschlossen. Mit der Einrichtung dieses Konvents haben die Staats- und Regierungschefs der Weiterentwicklung der europäischen Demokratie einen kräftigen Impuls gegeben; denn erstmals werden die Bürger und ihre Vertreter an den Entscheidungen über die künftige Gestaltung des europäischen Regierungssystems im Geiste einer offeneren und partizipativen Regierungsform mitwirken. Auf dem Konvent werden der Wirtschafts- und Sozialausschuss, die Sozialpartner auf europäischer Ebene und der Ausschuss der Regionen einen Beobachterstatus haben. Der Wirtschafts- und Sozialausschuss begrüßt diesen Beschluss, denn er bestätigt die herausragende Rolle, die diese Institutionen beim europäischen Aufbauwerk spielen. Außerdem begrüßt er den Beschluss ein Forum einzurichten, an dem die Organisationen der Zivilgesellschaft teilnehmen sollen. Der Wirtschafts- und Sozialausschuss wird an den Arbeiten des Konvents mitwirken, einschließlich einer effiziente Zusam​men​arbeit zwischen dem Forum und dem Konvent.

1.4 
Der Ausschuss teilt die dem Weißbuch zugrundeliegende Ansicht, dass die Verbesserung der Arbeitsweisen der Kommission bereits im Rahmen der jetzt gültigen Verträge möglich sei. Er empfiehlt daher der Kommission, nach Abschluss des Konsultationszeitraums sehr bald konkrete Reformen zum verantwortungsvollen Regieren zu entwickeln und umzusetzen, denn dies ist ent​scheidend, um den Weg frei zu machen und den Boden für die Diskussionen über die Zukunft Europas zu bereiten.

1.5 
Der Ausschuss repräsentiert die wirtschaftlichen und sozialen Bereiche der organi​sierten Zivilgesellschaft und hat sich in den letzten drei Jahren aktiv mit den Fragen des Regierens in Europa beschäftigt: Er hat Gesprächsforen veranstaltet und mehrere Stellungnahmen abgegeben, bei denen es im Kern darum ging, eine wirksame Beteiligung der organisierten Zivilge​sell​schaft zu gewährleisten. In seinen bisherigen Stellungnahmen hat der Ausschuss eine Reihe konkrete Vor​schläge auf diesem Gebiet unterbreitet - leider wurden mehrere seiner Vorschläge nicht in das Weißbuch der Kommission übernommen.

1.6 
Diese Stellungnahme des Ausschusses enthält Bemerkungen zu dem Weißbuch, vor allem zu den Fragen, die den Ausschuss am meisten betreffen, und zu denen er einen Mehrwert einbringen kann, insbesondere mit Bezug auf die Rolle des WSA. In dieser Stellungnahme wird der Wirtschafts- und Sozialausschuss die Debatten und Schlussfolgerungen der Konferenz berücksichti​gen, die er vor kurzem in Brüssel zur "Rolle der organisierten Zivilgesellschaft im Rahmen der europäischen Governance" veranstaltet hat, und auf der Vertreter einer breiten Palette von Organisa​tionen der Zivilgesellschaft zumeist auf europäischer Ebene und aus den Bewerberländern sowie Vertreter der Wirtschafts- und Sozialräte aus mehreren Mitgliedstaaten zusammentrafen.

2. 
Grundsätze des Regierungshandelns in der Europäischen Union
2.1 
Eines der Hauptanliegen des Weißbuches besteht darin, der um sich greifenden Europamüdigkeit, dem Skeptizismus oder gar der Ablehnung des fortschreitenden Integrations​prozesses durch verbesserten und gezielten Informationsfluss, vor allem aber durch Einbindung aller gesellschaftlich relevanten Akteure zu begegnen. Selbstverständlich begrüßt der Wirtschafts- und Sozialausschuss jede Anstrengung seitens der Kommission und anderer europäischer Institutionen, den Prozess der politischen Entscheidungsfindung in jeder Etappe verständlich und nachvollziehbar zu gestalten. Dazu bedarf es der Nutzung aller modernen Informationstechnologien sowie des Aufbaus von Kommunikationskanälen. Hierzu enthält das Weißbuch eine Reihe von unter​stützenswerten Vorschlägen.

2.2 
Allerdings kann die Aufgabe, das Bewusstsein der Bürger und Bürgerinnen über die gemeinsamen europäischen Werte, über Sinn und Nutzen der Europäischen Union zu schärfen, nicht allein den europäischen Institutionen, noch gar allein der Kommission obliegen. Umfassende und nachhaltige Informationskampagnen müssen vielmehr sowohl seitens der gemeinschaftlichen Ein​richtungen als auch von den nationalen politischen Instanzen entwickelt werden. Hierbei kommen den nationalen Bildungseinrichtungen, den Schulen, Universitäten und beruflichen Aus- und Weiterbildungsstätten ganz besonders wichtige Funktionen zu. Für alle Bürger, von den Jüngsten bis zu den Erwachsenen, besteht Bildungsbedarf zu grundlegenden, elementaren Fakten über die EU – warum sie existiert, welche Mitglieder sie hat, wie die Beschlüsse gefasst werden, welche Bereiche in die Zuständigkeit der Europäischen Union fallen (und welche nicht), wie die Mitgliedstaaten an den Entscheidungen mitwirken. Dadurch werden die Unionsbürger nicht nur besser verstehen können, sondern auch besser in der Lage sein, die erhaltenen Informationen zu bewerten. 

2.3 
Der Wirtschafts- und Sozialausschuss ist jedoch gleichzeitig der Auffassung, dass sich europäisches Bewusstsein oder "Bürgernähe" nicht allein durch ein Mehr an Informationen herstellen lässt. Nicht allein falsche oder mangelnde Wahrnehmung der Bürger und Bürgerinnen im Hinblick auf die Gemeinschaft verursacht die Distanz der Menschen von der EU. Ebenso sehr haben verfehlte Politik und die auf der europäischen Ebene praktizierten sprachlichen Gepflogenheiten zu einer gewissen Abkehr vom europäischen Gedanken beigetragen.

2.4 
In Bezug auf die Sprache regt der Ausschuss an, zunächst einmal das Weißbuch selbst im Nachgang zum Ende März 2002 endenden Konsultationsverfahren sprachlich zu über​arbeiten. Schließlich ist gerade die Zivilgesellschaft einer der explizit genannten Adressaten des Dokuments. Manche der im Weißbuch genutzten Begriffe wie beispielsweise "Humankapital" stellen jedoch eher Distanz als Nähe zum Bürger, zur Bürgerin her.

2.5 
Im Weißbuch werden in erster Linie die Intransparenz des politischen Geschehens auf der europäischen Ebene und die unzureichende Partizipation der Bürger und Bürgerinnen für Europamüdigkeit und -skeptizismus verantwortlich gemacht, aber auch die politischen Zielsetzungen und Maßnahmen der EU sind ein verursachender Faktor. Die EU sollte es vermeiden, zu hohe Erwartungen zu wecken, denn diese würden Misstrauen wecken und die Glaubwürdigkeit der EU untergraben, sofern die Erwartungen nicht erfüllt werden. Die EU hat ohne jeden Zweifel große Fortschritte gemacht, aber die gemeinschaftliche Politik wird nur dann zur Herausbildung einer europäischen Identität führen, wenn sie in allen Bereichen spürbar positive Ergebnisse erbringt. Das bedeutet ein Europa, das Sicherheit bringt, ein soziales Profil hat, für ordentliche wirtschaft​liche Leistungen sorgt und die Umwelt schützt, das zur Schaffung gesunder Arbeits- und Lebensbedingungen beiträgt und über einen öffentlichen Sektor verfügt, der die Basisgüter und -Dienstleistungen des gesellschaftlichen Lebens allen Bürgern und Bürgerinnen zu bestmöglicher Qualität und adäquaten Preisen zugänglich macht.

2.6 
Der Wirtschafts- und Sozialausschuss unterstützt rückhaltlos die von der Kommission vorgeschlagenen fünf Grundsätze verantwortungsvollen Regierens (Offenheit, Partizipation, Verant​wortlichkeit, Effektivität und Kohärenz) sowie die vorgenommene Analyse. Er möchte jedoch das Subsidiaritätsprinzip hervorheben, das Grundlage und wichtigstes Prinzip des verantwortlichen Regierens ist. 

2.7 
Speziell zum Subsidiaritätsprinzip bekräftigt der Ausschuss, dass dieses nicht allein ein Grundsatz der Verwaltungsarbeit und der Befugnisverteilung ist, sondern vielmehr der Ausdruck einer bestimmten Sichtweise des Einzelnen, seiner Freiheit, seiner Verantwortung und der Gesell​schaft, in der er lebt. Die Gesellschaft würde besser funktionieren, könnten die Bürger davon aus​gehen, dass die sie betreffenden Entscheidungen auf der am besten geeigneten Ebene getroffen werden. Die am besten geeignete Ebene wird aber nicht nur nach territorialen Kriterien bestimmt (europäische, nationale, lokale Ebene), sondern auch nach funktionalen Kriterien gemäß dem spezifischen Fachwissen (öffentliche Stellen, Wirtschaft, Organisationen der Zivilgesellschaft). Bei der Entscheidung darüber, wer in den Beschlussfassungsprozess einzubinden ist, muss die “funktionale Subsidiarität” neben der “territorialen Subsidiarität” berücksichtigt  werden, denn beide sind für sich genommen Garanten für ein verstärktes Eingehen auf die Anliegen der Bürger und Bürgerinnen und für größere Effizienz.

3. 
Die bessere Einbindung der Akteure
3.1 
Der Ausschuss begrüßt die Vorschläge des Weißbuches, die Arbeitsweise der europäischen Institutionen durch eine Reihe von Maßnahmen transparenter zu gestalten. Je offener sich der Prozess der politischen Entscheidungsfindung auf der EU-Ebene darstellt, desto leichter wird es den Bürger und Bürgerinnen und den politischen Akteuren in den Mitgliedstaaten fallen, an der Gestaltung gemeinschaftlicher Ziele und Maßnahmen mitzuwir​ken, diese in ihrer Gesamtheit nachzu​vollziehen und fair zu bewerten.

3.2 
Eine wichtige Voraussetzung für demokratisches Regieren sind genaue Informa​tionen, Offenheit und funktionierende Kommunikation. Dies ist jedoch nicht allein Aufgabe der europäischen Institutionen. Hier sind ebenso die politischen Akteure in den Mitgliedstaaten gefordert. Daher unterstützt der Wirtschafts- und Sozialausschuss nachdrücklich die an die Mitgliedstaaten gerichtete Forderung des Weißbuches, den Austausch von Informationen und Meinungen zwischen Behörden auf europäischer und nationaler, regionaler und lokaler Ebene engagiert zu fördern.

3.3 
Transparente Politikgestaltung ist eines der wesentlichen Charakteristika demokra​tischen Handelns. Der Ausschuss möchte an dieser Stelle die Gelegenheit wahrnehmen, einmal darauf hinzuweisen, dass sich sowohl die Europäische Kommission als auch das Europäische Parlament dieses Prinzip weitgehend zu eigen gemacht haben und durchweg eine große Bereitschaft zur transparenten und konstruktiven Zusammenarbeit zeigen, auch wenn diese immer wieder verbesserungsfähig bleibt. Besorgnis bezüglich mangelnder Offenheit ist jedoch im Hinblick auf die von den Räten praktizierte Vorgehensweise am Platze. Informationen zum Ablauf ihrer Arbeit, etwaige strittige Punkte, unterschiedliche Kompromissvorschläge und zu guter Letzt die Schluss​folgerungen sollten der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

3.4 
Die Einbeziehung der Bürger und Bürgerinnen auf allen Stufen des politischen Entscheidungsprozesses ist eines der zentralen Anliegen des Weißbuches. Dieser Einfluss soll dem Weißbuch gemäß über die Organisationen der Zivilgesellschaft im Rahmen "strukturierter Konsul​tationsverfahren" ausgeübt werden. Der Wirtschafts- und Sozialausschuss unterstützt dieses Vor​haben mit Nachdruck.

3.5 
Mit Enttäuschung nimmt der Wirtschafts- und Sozialausschuss jedoch zur Kenntnis, dass weder seine Vorschläge zur Definition der Zivilgesellschaft und zur Entwicklung geeigneter Kriterien zur Bestimmung ihrer Repräsentativität, noch seine Anregungen über die weitere Ausgestaltung der Rolle des Ausschusses im Weißbuch Niederschlag gefunden haben.
3.6 
Der Wirtschafts- und Sozialausschuss ist der Ansicht, dass bestimmte objektive und quantifizierbare Kriterien der Repräsentativität festgelegt werden müssen, nach denen die Organi​sationen für den zivilen Dialog auszuwählen sind. Dies ist wichtig, damit die Transparenz und ein demokratisches Auswahlverfahren gewährleistet werden. In seiner Stellungnahme vom 25. April 2001 hat der Ausschuss bereits neun Kriterien ermittelt, die seines Erachtens von der Kommission bei der Bewertung der Repräsentativität von Organisationen der Zivilgesellschaft hinzugezogen werden sollten.

3.7 
Um in Frage zu kommen, muss die Organisation

 auf Gemeinschaftsebene dauerhaft organisiert sein;

 einen direkten Zugriff auf die Expertise ihrer Mitglieder und damit rasche und konstruktive Konsultationen gewährleisten;

 allgemeine Anliegen vertreten, die den Interessen der europäischen Gesellschaft entsprechen;

 sich aus Organisationen zusammensetzen, die auf der Ebene des jeweiligen Mitgliedstaats als repräsentativ für die von ihnen vertretenen Interessen anerkannt sind;

 über Mitgliedsorganisationen in der großen Mehrheit der Mitgliedstaaten der EU verfügen;

 eine Rechenschaftspflicht gegenüber den Mitgliedern der Organisation vorsehen;

 über ein Mandat zur Vertretung und Handlung auf europäischer Ebene verfügen;

 unabhängig und weisungsungebunden von außen sein;

 transparent sein, vor allem in finanzieller Hinsicht. 

3.8 
Der Ausschuss schlägt vor, diese Kriterien mit den Institutionen und den Organisa​tionen der Zivilgesellschaft zu diskutieren.

3.9 
Das Weißbuch führt selbst eine Reihe von Organisationen an, die eine "besondere Rolle" innerhalb der Zivilgesellschaft einnehmen. Dazu gehören beispielsweise die Arbeitgeber​verbände und Gewerkschaften, Kirchen und Religionsgemeinschaften. Allerdings legt das Weißbuch nicht dar, welche besondere Rolle diese Organisationen in den Konsultationsverfahren spielen. Der Ausschuss fordert Eindeutigkeit, zumal die europäischen Verträge den Sozialparteien eine besondere Funktion zuerkennen und ihnen in Artikel 137 und 138 EGV paralegislative Kompetenzen zuweisen. Diese besondere Rolle ergibt sich aus dem Einfluss, den sie in der Geschichte Europas auf die wirtschaftlichen und sozialen Entwicklungen genommen haben. Auf EU-Ebene sind sie in genau definierten Bereichen der Sozialpolitik an den Verhandlungen, an der Annahme und Durchführung von Abkommen beteiligt – in eigenem Namen wie auch vertreten durch andere. Derartige Abkommen können darüber hinaus Gesetzeskraft erlangen. Daher können ihre Rolle und ihre Zuständigkeiten nicht auf andere Politikbereiche oder Akteure übertragen werden. Erforderlich ist eine genaue Definition, und zwischen "sozialem" und "zivilem" Dialog sollte klar unterschieden werden.

3.10 
Darüber hinaus gibt der Wirtschafts- und Sozialausschuss zu bedenken, dass das Weißbuch eine Homogenität "der" Zivilgesellschaft voraussetzt, die nicht einmal in den 15 Mitgliedstaaten der heutigen EU gegeben ist. Völlig unberücksichtigt bleiben die Unterschiede der Denk- und Verhaltensweisen zwischen "der" Zivilgesellschaft der EU/15 und den entsprechenden Organisationen in den Beitrittsländern Ost- und Mitteleuropas. Daher ist es wichtig, dass die Mitgliedstaaten diese Eigenheiten berücksichtigen, wenn sie die Mitglieder für den Ausschuss benennen, damit ein repräsentatives und ausgeglichenes Gremium der wirtschaftlichen und sozialen Kreise der organisierten Zivilgesellschaft in Europa gebildet wird.

3.11 
Wenngleich der Zivilgesellschaft bei der Gestaltung der gemeinschaft​lichen Politik zukünftig erheblich mehr Einfluss gegeben werden soll, darf dies auf keinen Fall die demokratischen Verfahren der politischen Entscheidungsfindung und des Rechtsetzungs​prozesses beeinflussen. Partizipative Demokratie, so wichtig sie für die Herausbildung einer vitalen und stabilen politischen Gemeinschaft ist, kann die über Jahrhunderte hinweg tradierten europäischen Grundsätze und Regeln der repräsentativen Demokratie nur ergänzen, nicht ersetzen.

3.12 
Im Rahmen der repräsentativen Demokratie ist klar, dass die Verantwortung für die Ausarbeitung von Rechtsvorschriften bei den offiziellen Institutionen verbleibt. Organe mit Gesetz​gebungs- und Regelungsbefugnissen sind letztlich verantwortlich für das Erzielen eines Ausgleichs zwischen dem Allgemeinwohl und den von den zahlreichen Organisationen der Zivilgesellschaft vertretenen Partikularinteressen, wie auch für die Aufrecht​erhaltung dieses Ausgleichs.

3.13 
Der Wirtschafts- und Sozialausschuss empfiehlt jedoch, den Begriff der demokra​tischen Legitimation zu erweitern. Die demokratische Mitwirkung diverser gesellschaftlicher Akteure am politischen Gestaltungsprozess kann auf Grundlage einer Mandatierung geschehen, nämlich dann, wenn die Entscheidungsfindung spezifisches Fachwissen oder besondere gesellschafts​politische Erfahrung einbeziehen muss. Die Rechte und Kompetenzen der Kommission und der Rechtsetzungsorgane der EU – Rat und Europäisches Parlament – in diesem Prozess dürfen auf keinen Fall in Frage gestellt werden. Sie werden ganz im Gegenteil eine umfassendere Rolle bei der Schaffung von Anreizen und bei der Überwachung und Kontrolle der einschlägigen Verfahren spielen, wenn der Zivilgesellschaft größere Verantwortlichkeiten übertragen werden.  

3.14 
Vor dem Hintergrund zunehmend unterschiedlicher Verfahren und Gremien für die Konsultation bedarf es deutlicher Regeln und Grundsätze, um die Konsulta​tionspolitik der EU kohärenter zu gestalten. Dies wird unter den Bedingungen der Erweiterung sogar noch wichtiger werden. Daher unterstützt der Ausschuss im Sinne von Transparenz, Effizienz und Verantwort​lichkeit uneingeschränkt die Absicht der Kommission, das bestehende Konsultationssystem, das auf 700 Ad-hoc-Gremien für die Konsultation gestützt ist, zu rationalisieren. Der Wirtschafts- und Sozialausschuss besteht mit Nachdruck darauf, dass die Kommission ihr Versprechen einlöst, das Verzeichnis dieser 700 Gremien zu veröffentlichen. Weiterhin begrüßt der Ausschuss den Kommissionsvorschlag, einen Verhaltenskodex mit Mindeststandards für Konsultationen anzunehmen.

3.15 
Der Grundsatz der Transparenz sollte auch auf den Konsultationsprozess ausgedehnt werden: das Ergebnis des Prozesses sollte veröffentlicht werden. Beim Einsatz elektronischer Verfahren ist die Frage der Repräsentativität und des Gewichts, das die vorgebrachten Meinungen im Beschlussfassungsprozess haben werden, sogar noch wichtiger. Der Ausschuss ist daher der Auffassung, dass die Kriterien der Repräsentativität mit gleicher Gewichtung anzuwenden sind, und dass die Bedingungen der Transparenz bei Konsultationen dieser Art eingehalten werden müssen.

3.16 
Der Ausschuss unterstützt den Vorschlag der Kommission, eine Online-Datenbank mit Einzelheiten der Organisationen der Zivilgesellschaft zu erstellen, um Offenheit und Strukturiert​heit des Dialogs dieser Organisationen mit den Institutionen zu verbessern. 

4. Eine bessere Politik, bessere Regeln und bessere Ergebnisse
4.1 
Der Ausschuss unterstützt die Vorschläge des Weißbuches, den europäischen Gesetz​ge​bungsprozess zu vereinfachen und zu beschleunigen, denn die Gemeinschaftsvorschriften sind komplex und werden zuweilen den geltenden nationalen Vorschriften hinzugefügt, ohne diese tatsächlich zu vereinfachen und zu harmonisieren. 

4.2 
Zum anderen wurde in dem Weißbuch der Widerspruch übersehen, der zwischen der stärkeren Einbeziehung der politischen Akteure auf allen Ebenen einschließlich der Zivil​gesellschaft und dem Wunsch nach Effektivierung und Beschleunigung der Politikgestaltung besteht. Mehr Demokratie verlangt mehr Zeit. Ein höheres Tempo bei der Gesetzgebung könnte hier Risiken mit sich bringen. Dabei sollte ein ausgewogenes Verhältnis zwischen angemessener Konsultation und Effizienz der Rechtsetzung erzielt werden.

4.3 
Der Wirtschafts- und Sozialausschuss drückt seine Enttäuschung darüber aus, dass in dem Weißbuch die Stellungnahmen zur Vereinfachung der Binnenmarktvorschriften nur unvollständig berücksichtigt wurden, die der Ausschuss seit Oktober 2000 in mehreren Etappen vorgelegt hat.
 Er fordert darüber hinaus die Kommission auf, den im Weißbuch ange​kündigten "Aktionsplan für eine bessere Rechtssetzung" in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parlament und unter Einbeziehung des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu erarbeiten. Der Ausschuss unterstützt ein gut strukturiertes Programm der Vereinfachung mit klaren Prioritäten, konkreten Zeitplänen und Überwachungs- und Kontrollmaßnahmen. Grundlage des Programms sollte ein Verhaltenskodex für die EU-Institutionen sein. Bisher hat allein der Wirtschafts- und Sozialausschuss einen solchen Verhaltenskodex zur Vereinfachung angenommen. 

4.4 
Zum Weg für die Verbesserung der Rechtsvorschriften und zur Verknüpfung der einzelnen Politikinstrumente ist der Ausschuss der Auffassung, dass die Notwendigkeit einer Rechtsetzung auf EU-Ebene von Fall zu Fall unter Berücksichtigung der Grundsätze der Ver​hältnismäßigkeit und der Subsidiarität bewertet werden sollte. Rechtsvorschriften sollten nur zum Einsatz kommen, wenn es keine bessere Alternative gibt. Die von der geplanten Maßnahme Betroffenen sollten konsultiert werden, wenn untersucht wird, welches Modell am besten geeignet ist.
4.5 
Bevor Vorschläge für Rechtsvorschriften vorgelegt werden, muss eine systematische und unabhängige Analyse der Folgen und des Kosten/Nutzen-Verhältnisses erfolgen. Die Kommission hat in den letzten fünfzehn Jahren Studien zu Auswirkungen durchgeführt, deren Effizienz jedoch begrenzt bleibt, denn es gibt keine Garantien dafür, dass sie unabhängig erstellt werden; zudem werden keine Alternativen zur Annahme von Rechtsvor​schriften angegeben und häufig bleiben sie vertraulich - diese Studien sollten jedoch systematisch der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

4.6 
Zusätzlich zu der Analyse vor Vorlage jeder legislativen Maßnahme sollte auch eine Analyse anhand des endgültigen Rechtsaktes durchgeführt werden. Oft weicht das von den befugten Organen verabschiedete Endergebnis erheblich vom ursprünglichen Kommissionsvorschlag ab, zuweilen sind die Rechtsakte dann kompliziert, unflexibel und kostenträchtig. 

4.7 
Trotz der breiten Palette bereits jetzt vorhandener Regelungsmög​lichkeiten als Alternative zur Rechtsetzung, wird in dem Weißbuch bedauerlicherweise der Schwerpunkt auf die Koregulierung durch die Hauptbeteiligten als eines der führenden Konzepte für kommende Regulierung gelegt. Der Ausschuss spricht sich dafür aus, alle Alternativen zu Maßnahmen der Rechtsetzung gleich​berechtigt und anhand objektiver Kriterien auf ihr Für und Wider hin zu prüfen. Ein bestimmtes Modell sollte keine höhere Wertschätzung erhalten, es sei denn, es ist die am besten geeignete Antwort auf die jeweilige politische Frage bei dem vorhandenen Sachverstand und in den bestehenden Foren sowie für die vertretenen Beteiligten.

4.8 
Der Ausschuss möchte unterstreichen, wie nützlich Instrumente wie Selbstver​pflichtungen oder freiwillige Vereinbarungen sind: diese haben sich als wirksame Mechanismen für Bewertung, Beschlussfassung und Umsetzung erwiesen. 

4.9 
Im Weißbuch wird angeregt, die "Methode der offenen Koordinierung" künftig häufiger anzuwenden. Der Ausschuss begrüßt die verstärkte Anwendung der Methode der "offenen Koor​dinierung", warnt jedoch gleichzeitig vor einer inflationären Anwendung. Diese Methode darf nicht mit dem Verfahren der Rechtsetzung verwechselt werden, und es muss klar und deutlich gesagt werden, dass sie in Bereichen zum Einsatz kommt, in denen die Verantwortung vorrangig bei den Mitgliedstaaten liegt, wobei aber eine Zusam​men​arbeit durch die Vereinbarung gemeinsamer Zielsetzungen, den Austausch von Informationen und Erfahrungen und die Kontrolle ihrer prak​tischen Umsetzung auf bestimmten Politikfeldern zu positiven Ergebnissen führen könnten. Diese Methode findet heute bereits Anwendung im Bereich der sozialen Ausgrenzung, der Beschäftigungs- und Einwanderungspolitik sowie der sozialen Sicherheit.

4.10 
Der Ausschuss stellt zudem fest, dass die Methode der offenen Koor​dinierung von Fall zu Fall zum Einsatz kommt, und dass die verwendeten Instrumente – gemeinsame Leitlinien, nationale Aktionspläne, der Austausch der "besten Verfahren" – je nach den Besonderheiten der behandelten Frage und den vorgegebenen Zielen verschiedenartig sein müssen. Der Ausschuss ist jedoch der Auffassung, dass eine öffentliche und systematische Bewertung der in den Mitgliedstaaten erzielten Fortschritte entscheidend für den erfolgreichen Einsatz dieses Instruments sind.

4.11 
Der Wirtschafts- und Sozialausschuss möchte zur Vorsicht mahnen angesichts der ständigen Zunahme autonomer europäischer Regelungsbehörden. Bevor eine neue Agentur einge​richtet wird, sollte nachgewiesen werden, dass sie einen deutlichen Mehrwert erbringen und nicht zu mehr bürokratischem Aufwand führen würde. Solche Agenturen sollten keine zusätzliche Schicht zu der vorhandenen Verwaltungsstruktur bilden, sondern integrierte Netze des Fachwissens werden, die die Synergien zwischen regionalen, nationalen und europäischen Einrichtungen nutzen. Außerdem sollten die Organisation und die Tätigkeiten dieser Agenturen aufmerksam überwacht werden; denn sie könnten wichtige Politikbereiche gestalten, ohne der demokratischen Kontrolle unterworfen zu sein, und somit nicht dazu beitragen, das “demokratische Defizit” zu beseitigen.

5. 
Rolle des Wirtschafts- und Sozialausschusses bei der besseren Einbindung der Bürgerinnen und Bürger
5.1 
Jede Institution muss ihren Part spielen, damit die Unionsbürger am europäischen Aufbauwerk tatsächlich mitwirken. Der Wirtschafts- und Sozialausschuss ist – wie im Nizzaer Vertrag bekräftigt – das formale Konsultationsgremium aus den Vertretern der wirtschaftlichen und sozialen Bereiche der organisierten Zivilgesellschaft. Er hat eine Schlüsselrolle bei der Gestaltung der gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften und ist die entscheidende Brücke zwischen Europa und der organisierten Zivilgesellschaft in den Mitgliedstaaten, denn er bietet ein ständiges und strukturiertes Forum für Dialog und Konsultation.

5.2 
Der Ausschuss möchte zwei seiner Kennzeichen herausstreichen, die einen wirk​lichen Mehrwert für ein besseres Regieren in Europa erbringen:
 Zunächst arbeitet der Ausschuss seit jeher in einem Prozess, der auf das Erzielen eines Einvernehmens und das Ermitteln des gemeinsamen Interesses der in ihm vertretenen zivilgesellschaftlichen Organisationen ausgerichtet ist, auch wenn sie zuweilen anfänglich im Konflikt miteinander stehen. Tatsache ist, dass die an dem Konsultationsprozess beteiligten Organisation dazu neigen, ihr Partikularinteresse als Interesse der Allgemeinheit anzusehen. Die Stellungnahmen des Ausschusses sind auf eine Arbeitsmethode "von unten nach oben" gestützt und geben ein Gesamtbild der Meinungen und einen Konsens wider. Dadurch können Kommission, Europäisches Parlament und Rat bei der Wahrnehmung ihrer Verantwortung unterstützt werden, dem Allgemeinwohl bei der Erarbeitung und Annahme ihrer Rechtsakte gerecht zu werden. 

 Zweitens garantiert die Ernennung von Mitgliedern des Ausschusses durch die Mitgliedstaaten nach einer Auswahl aufgrund ihrer Erfahrung und ihres Fachwissens in einer Vielzahl zweckdienlicher Bereiche, dass sie nicht nur über das erforderliche Fachwissen verfügen, sondern auch wissen, was in ihren Ländern geschieht. Das bedeutet, dass sie einschätzen können, ob Gemeinschaftsmaßnahmen in ihren Ländern akzeptabel sind, und dass sie für Verständnis für diese Maßnahmen in ihren Ländern werben sowie den Mitgliedern der von ihnen vertretenen Organisationen erläutern können, was die EU für ihr tägliches Leben bedeutet. 

5.3 
Wie in der Stellungnahme vom 25. April 2001
 ausgeführt wird der Ausschuss gemäß den Bestimmungen des Vertrags in verschiedener Form konsultiert: Befassungen nach dem EG-Vertrag, Sondierungsstel​lungnah​men, Initiativstellungnahmen. 

5.4 
Der WSA besitzt und beansprucht kein Monopol auf den zivilen Dialog in den europäischen Institutionen, jedoch ist er das Gremium, in dem dieser Dialog institutionalisiert wird. Er ist bereit, in Kooperation mit der Kommission
 seine Rolle als Forum für Dialog und Konsultation zu entwickeln, denn dies ist eine effiziente Art der Einbindung jener Teile der organisierten Zivilgesellschaft in seine Arbeiten, die gegenwärtig nicht durch seine Mitglieder vertreten sind. Der Ausschuss realisiert dies - wie in der genannten Stellungnahmen ausgeführt - durch öffentliche Veranstaltungen und Anhörungen.
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